
Seite 1 von 15 

 

Stellungnahme des AWO Bundesverbandes  

anlässlich der öffentlichen Anhörung von Sachverständigen 

durch den Ausschuss für Arbeit und Soziales des Deutschen 

Bundestages am 17. Oktober 2016 zu den Vorlagen  

a) Gesetzentwurf der Fraktionen der CDU/CSU und SPD 

Entwurf eines Gesetzes zur Flexibilisierung des Übergangs vom 

Erwerbsleben in den Ruhestand und zur Stärkung von Präventi-

on und Rehabilitation im Erwerbsleben (Flexirentengesetz)  

BT-Drucksache 18/9787 

b) Antrag der Abgeordneten Matthias W. Birkwald, Sabine Zimmermann 
(Zwickau), Klaus Ernst, weiterer Abgeordneter und der Fraktion DIE 
LINKE. 

Statt Rente erst ab 67 – Altersgerechte Übergänge in die Rente 

für alle Versicherten erleichtern  

BT-Drucksache 18/3312 

c) Antrag der Abgeordneten Markus Kurth, Brigitte Pothmer, Beate Mül-
ler-Gemmeke, weiterer Abgeordneter und der Fraktion BÜND-
NIS 90/DIE GRÜNEN 

Flexible und sichere Rentenübergänge ermöglichen  

BT-Drucksache 18/5212 

d) Antrag der Abgeordneten Markus Kurth, Britta Haßelmann, Kordula 
Schulz-Asche, weiterer Abgeordneter und der Fraktion BÜND-
NIS 90/DIE GRÜNEN 

Kommunales Ehrenamt stärken – Anrechnung von Aufwands-

entschädigungen auf die Rente neu ordnen  

BT-Drucksache 18/5213 

Stand: Oktober 2016  

http://dipbt.bundestag.de/doc/btd/18/097/1809787.pdf
http://dipbt.bundestag.de/doc/btd/18/033/1803312.pdf
http://dipbt.bundestag.de/doc/btd/18/052/1805212.pdf
http://dipbt.bundestag.de/doc/btd/18/052/1805213.pdf


Seite 2 von 15 

Inhalt 

I. Zusammenfassung 3 

II. Zur Formulierungshilfe im Einzelnen 4 

1. Zur Flexibilisierung der Teilrenten und des Hinzuverdienstrechts 4 

2. Zur Rentenversicherungspflicht für Vollrentner und Aktivierung der 
Arbeitgeberbeiträge zur Rentenversicherung 7 

3. Zahlung von Beiträgen zum Ausgleich von Rentenabschlägen 8 

4. Zu den ergänzenden Inhalten der Rentenauskunft 9 

5. Zur Stärkung von Prävention und Rehabilitation 10 

6. Zur Nahtlosigkeit von Leistungen aus der Sozialversicherung 12 

7. Zur befristeten Abschaffung der Arbeitgeberbeiträge zur 
Arbeitslosenversicherung bei Beschäftigung nach der Regelaltersgrenze 13 

8. Zur Problematik der Zwangsverrentung 14 

III. Schlussbemerkungen 15 

  



Seite 3 von 15 

I. Zusammenfassung 

Für die Arbeiterwohlfahrt (AWO), einen der sechs Spitzenverbände der Freien Wohl-

fahrtspflege, ist die Frage, wie wir unsere Sozialsysteme so gestalten, dass möglichst 

alle Menschen in Deutschland in Würde und selbstbestimmt altern können, von zent-

raler Bedeutung. Ausgehend von den Arbeitsfeldern der sozialen Arbeit Gesundheit, 

Pflege, Erziehung und Bildung in unseren Einrichtungen und Diensten ist es uns ein 

besonderes Anliegen, gerade auch für die Beschäftigten etwas zu tun, die ausweis-

lich der hohen körperlichen und seelischen Belastung in ihren Berufen die Voraus-

setzungen der Rente mit 67 nicht erfüllen können. Deswegen ergreifen wir als AWO 

Bundesverband die Gelegenheit, den vorgelegten Entwurf eines Flexi-Rentengeset-

zes zu kommentieren. 

Insgesamt begrüßen wir das mit dem Gesetzentwurf verfolgte Ziel, einen verbesser-

ten rechtlichen Rahmen für flexiblere Übergänge vom Erwerbsleben in den Ruhe-

stand zu schaffen. Der Entwurf erreicht dieses Ziel jedoch nur teilweise, denn es wird 

zahlreiche Beschäftigte geben, die aufgrund der hohen körperlichen und seelischen 

Belastung in ihren Berufsfeldern nicht bis zur Regelaltersgrenze weiterarbeiten kön-

nen und von den Neuregelungen deshalb nur sehr eingeschränkt profitieren können. 

Für diese Personengruppe muss über weitere Flexibilisierungen des Renteneintritts 

und neue Modelle der Altersteilzeit sowie des Teilrentenbezugs zu Gunsten älterer 

Beschäftigter nachgedacht werden. Die AWO hat in den vergangenen Jahren viel-

fach darauf hingewiesen, dass in unserer in hohem Maß von Wechsel und Verände-

rung geprägten Berufs- und Arbeitswelt zunehmend nach Regeln und Möglichkeiten 

gesucht wird, um individuell gestaltbare Wege in die Rente zu ermöglichen. Dabei 

müssen den Beschäftigten beim Übergang vom Erwerbsleben in den Ruhestand glei-

tende und rechtssichere Instrumente zur Verfügung stehen, damit sowohl die Verrin-

gerung der Arbeitszeit im Alter als auch der kombinierte Bezug von Altersrente und 

Erwerbstätigkeit nicht mit Einkommenseinbußen verbunden sind. 

Auch aus arbeits- und sozialmedizinischer Sicht wird ein gleitender Übergang vom 

Erwerbsleben in den Ruhestand befürwortet. Eine einseitige Fokussierung auf die 

Zielstellung eines Weiterarbeitens über das Renteneintrittsalter hinaus lehnt die AWO 

jedoch ab, denn die derzeitigen Regelungen bieten bereits Möglichkeiten hierfür. Da-

bei zeigt sich, dass die Motive für die Arbeit im Rentenalter äußerst heterogen sind. 

Häufig ist diese Entscheidung von materiellen Motiven, wenn auch auf höchst unter-

schiedlichem Niveau geprägt, insbesondere, wenn durch die Erwerbstätigkeit eine 

Rente aufgestockt werden soll, die allein nicht zur Lebensstandardsicherung reichen 

würde. Auch in Zukunft wird voraussichtlich ein immer größer werdender Teil von 

Rentenbeziehenden sich mit der Herausforderung konfrontiert sehen, das Altersein-

kommen durch eine Erwerbstätigkeit aufzustocken. Berücksichtigt werden muss je-

doch, dass die Chancen zur Weiterarbeit sehr ungleich verteilt sind. 

Die im vorliegenden Gesetzentwurf zum Ausdruck kommende Flexibilisierung des 

Instruments der Teilrenten und die Erhöhung der Hinzuverdienstgrenzen werden von 
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uns kritisch gesehen, weil die Neukonzeption der Hinzuverdienstregelung kompliziert 

und bürokratisch ist und sich nicht alle Versicherten lebenslange gravierende Ab-

schläge der Altersrente leisten können. Die Bestrebungen zum Ausbau und zur Stär-

kung von Teilhabe und Rehabilitation werden von uns begrüßt, ebenso wie die ver-

besserte und frühere Information der Versicherten darüber, wie sie frühzeitig zusätz-

liche Beiträge zum Ausgleich von Abschlägen entrichten können. Ebenso begrüßt die 

AWO die geplanten Änderungen bei der Rentenversicherungspflicht von Vollrent-

nern. Die vorgeschlagene befristete Abschaffung der Arbeitgeberbeiträge zur Arbeits-

losenversicherung für Beschäftigte, die wegen Erreichens der Regelaltersgrenze in 

der Arbeitslosenversicherung versicherungsfrei sind, lehnt die AWO hingegen ab.  

Die AWO bedauert schließlich, dass mit dem vorgelegten Entwurf keine Lösungen für 

das Problem der zwangsweisen Verrentung von SGB II-Leistungsbeziehenden um-

gesetzt werden. Zwar hat die Koalitionsarbeitsgruppe „Flexible Übergänge vom Er-

werbsleben in den Ruhestand“ sich primär dafür ausgesprochen, keine Änderung 

des § 12a SGB II vorzunehmen, sondern stattdessen die SGB II-Unbilligkeitsverord-

nung ändern zu wollen. So soll künftig eine Unbilligkeit auch dann anzunehmen sein, 

wenn Leistungsberechtigte dadurch erst hilfebedürftig im Sinne der Grundsicherung 

im Alter würden. Dies reicht aus Sicht der AWO allerdings nicht aus.  

II. Zur Formulierungshilfe im Einzelnen 

1. Zur Flexibilisierung der Teilrenten und des Hinzuverdienstrechts 

Geplante Neuregelung 

Bei Altersrenten, die vor Erreichen der Regelaltersgrenze bezogen werden, und bei 

Erwerbsminderungsrenten sind nach geltender Rechtslage Hinzuverdienstgrenzen 

zu beachten, die auf den Kalendermonat ausgerichtet sind. Die vorgezogenen Alters-

renten werden abhängig vom Hinzuverdienst als Vollrente oder als Teilrente in Höhe 

von zwei Dritteln, der Hälfte oder einem Drittel der Vollrente geleistet. Die Einhaltung 

der Hinzuverdienstgrenze stellt bei den vorgezogenen Altersrenten eine negative 

Anspruchsvoraussetzung dar, wohingegen sie bei den Erwerbsminderungsrenten 

lediglich die Rentenhöhe beeinflussen und den Anspruch grundsätzlich unberührt 

lassen. So werden volle Erwerbsminderungsrenten abhängig vom Hinzuverdienst in 

voller Höhe, in Höhe von drei Vierteln, der Hälfte oder einem Viertel geleistet. Teil-

weise Erwerbsminderungsrenten werden abhängig vom Hinzuverdienst in voller Hö-

he oder in Höhe der Hälfte geleistet. Für vorgezogene Altersrenten als Vollrenten 

und volle Erwerbsminderungsrenten in voller Höhe gilt jeweils eine allgemeine Hin-

zuverdienstgrenze von monatlich 450 EUR. Im Übrigen gelten für die vorgezogenen 

Altersrenten als Teilrenten und für die übrigen Stufen bei den Erwerbsminderungs-

renten individuelle Hinzuverdienstgrenzen, die um Mindesthinzuverdienstgrenzen 

ergänzt werden. Unschädlich ist, wenn der Hinzuverdienst zweimal im Kalenderjahr 

maximal das Doppelte der jeweiligen Grenze beträgt. Bei einem schädlichen Über-
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schreiten der Hinzuverdienstgrenzen reduziert sich die Rente auf die nächstniedrige 

Stufe. Dies gilt selbst dann, wenn die zulässige Grenze nur geringfügig überschritten 

wird.  

Der Entwurf sieht einige Neuregelungen im SGB VI (SGB VI-E) vor, mit denen die 

Kombination von Teilzeitarbeit und Teilrentenbezug erleichtert und das Hinzuver-

dienstrecht verbessert werden sollen. So soll die Höhe der Teilrente künftig frei wähl-

bar sein, mindestens aber 10 Prozent der Vollrente betragen (§ 42 Abs. 2 SGB VI-E). 

Ferner soll das Hinzuverdienstrecht auf eine kalenderjährliche Betrachtung und stu-

fenlose Anrechnung umgestellt werden. Wie bisher soll für vorgezogene Altersrenten 

und volle Erwerbsminderungsrenten in voller Höhe eine allgemeine Hinzuverdienst-

grenze gelten, für deren Höhe jeweils ein Betrag von 6.300 EUR im Kalenderjahr 

vorgesehen ist (§ 34 Abs. 2, § 96a Abs. 1c S. 1 Nr. 2 SGB VI-E). Für die teilweise 

Erwerbsminderungsrente in voller Höhe sieht § 96a Abs. 1c S. 1 Nr. 1 SGB VI-E eine 

ebenfalls eine kalenderjährliche Hinzuverdienstgrenze vor, die in weit gehender An-

lehnung an das geltende Recht individuell berechnet werden muss. Übersteigt der 

voraussichtliche kalenderjährliche Hinzuverdienst diese Grenzen, sollen die vorgezo-

gene Altersrente nur noch als Teilrente und die Erwerbsminderungsrente nur noch 

teilweise gewährt werden. Hierzu soll in einer ersten Stufe der Einkommensanrech-

nung ein Zwölftel des übersteigenden Betrages zu 40 Prozent von der monatlichen 

Rente abgezogen (§ 34 Abs. 3 S. 1 f., § 96a Abs. 1a S. 1 f. SGB VI-E).  

Um zu erreichen, dass Rente und Hinzuverdienst zusammen genommen nicht höher 

ausfallen als das frühere Einkommen der Versicherten, ist eine weitere Stufe der 

Einkommensanrechnung vorgesehen. Überschreitet die Summe des Hinzuverdiens-

tes und der in der ersten Stufe gekürzten Rente einen bestimmten Hinzuverdienstde-

ckel, dann soll dieser überschießende Betrag ebenfalls von der Rente abgezogen 

werden, diesmal allerdings zu 100 Prozent (§ 34 Abs. 3 S. 3, § 96a Abs. 1a S. 3 

SGB VI-E). Der Hinzuverdienstdeckel soll sich auf Grundlage des Kalenderjahres der 

zurückliegenden 15 Jahre mit den höchsten Beitragsvorleistungen zur Rentenversi-

cherung berechnen, dynamisch angelegt sein und einen bestimmten Mindestbetrag 

vorsehen (§ 34 Abs. 3a, § 96a Abs. 1b SGB VI-E).  

Der Hinzuverdienst und der sich daraus ergebende Rentenbetrag sollen im Wege 

einer Prognose kalenderjährlich im Voraus berechnet werden. Dies soll grundsätzlich 

zum 1. Juli erfolgen (§ 34 Abs. 3c, § 96a Abs. 5 SGB VI-E). Eine unterjährige Korrek-

tur der Prognoseberechnung ist nur in bestimmten Ausnahmefällen vorgesehen (§ 34 

Abs. 3e, § 96a Abs. 5 SGB VI-E). Vor dem Hintergrund dieser prognosebasierten 

Berechnung sieht der Entwurf in § 34 Abs. 3d, § 96a Abs. 5 SGB VI-E eine rückwir-

kende Neuberechnung jeweils zum 1. Juli vor. Stellen sich bei dieser „Spitzabrech-

nung“ Abweichungen heraus, sollen zu viel erbrachte Rentenleistungen zurückgefor-

dert werden (§ 34 Abs. 3f, § 96a Abs. 5 SGB VI-E). Dabei sollen Bagatellbeträge mit 

Einverständnis der betroffenen Rentnerin oder des betroffenen Rentners von der lau-

fenden Rente einbehalten werden können (§ 34 Abs. 3g, § 96a Abs. 5 SGB VI-E). 

Führt der Hinzuverdienst bei einem Teilrentenbezug zu weiteren Rentenansprüchen, 
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werden diese erst nach Erreichen der Regelaltersgrenze berücksichtigt (§ 66 Abs. 3a 

S. 1 SGB VI-E). 

Bewertung 

Die AWO begrüßt das Ziel der Bundesregierung, das Teilrenten- und Hinzuverdienst-

recht der gesetzlichen Rentenversicherung zu flexibilisieren. Die Kombination von 

Teilrente und Teilzeitarbeit kann vor allem bei Versicherten in gesundheitlich belas-

tenden Berufen, wie zum Beispiel Pflegeberufen, einen Betrag dafür leisten, ein vor-

zeitiges Ausscheiden aus dem Erwerbsleben zu verhindern oder zumindest hinaus-

zuzögern. Obwohl die Teilrenten schon seit langem im Rentenrecht verankert sind, 

werden sie bislang kaum in Anspruch genommen. Vor diesem Hintergrund hält auch 

die AWO eine Weiterentwicklung des Teilrentenrechts für sachgerecht.  

Nach Auffassung der AWO kann mit den im Entwurf vorgeschlagenen Regelungen 

die gewünschte Verbesserung des Teilrenten- und Hinzuverdienstrechts indes nicht 

erreicht werden. So soll eine Teilrente auch weiterhin nur von denjenigen bezogen 

werden können, die den Anspruch auf eine vorzeitige Altersrente erfüllen. Für Versi-

cherte, die die hierfür erforderlichen Altersgrenzen oder versicherungsrechtlichen 

Voraussetzungen nicht erfüllen, kommt die Teilrente damit von vornherein nicht als 

Instrument des gleitenden Übergangs in den Ruhestand in Betracht. Hinzu kommt, 

dass auch der vorzeitige Teilrentenbezug mit erheblichen, lebenslangen Abschlägen 

verbunden ist. Die Teilrenten stehen damit als Instrument nur denjenigen Versicher-

ten zur Verfügung, die sich eine um lebenslange Abschläge geminderte Rente leisten 

können. Dabei besteht die besondere Gefahr, dass die hieraus erwachsenden Siche-

rungslücken bei der Alterssicherung unterschätzt werden und erst zu Tage treten, 

wenn das Teilzeitentgelt mit dem Wechsel vom Teilrenten- in den Vollrentenbezug 

wegfällt.  

Auch die vorgeschlagene Neuregelung des Hinzuverdienstrechts ist aus Sicht der 

AWO nicht zielführend. Sinn und Zweck der Hinzuverdienstgrenzen ist allein, die 

Einkommenssatzfunktion der gesetzlichen Renten sicherzustellen. Vorzeitig in An-

spruch genommene Altersrenten sollen wegfallendes Einkommen ersetzen und nicht 

zu einem insgesamt höheren Einkommen in der Erwerbsphase führen. Um gleichzei-

tig dem Umstand Rechnung zu tragen, dass die gesetzliche Rente keine Fürsorge-

leistung, sondern eine durch Beiträge erworbene Versicherungsleistung ist, sieht das 

Rentenrecht bisher keine Cent genaue Anrechnung von Hinzuverdiensten vor. Die 

klare, rechtsdogmatische Unterscheidung zwischen einer Einkommensanrechnung, 

wie sie bei Fürsorgeleistungen oder fürsorgerisch motivierte Leistungen (z. B. Hinter-

bliebenenrenten) vorgesehen ist, und der Berücksichtigung von Hinzuverdienst im 

Rentenrecht wird mit vorgeschlagenen Neuregelung aufgegeben.  

Die hier vorgeschlagene Neuregelung des Hinzuverdienstrechts ist auch aus Grün-

den der Rechtssicherheit abzulehnen. Die vorgeschlagene Umstellung des Hinzu-

verdienstrechts auf eine kalenderjährliche Berechnungsweise bestehend aus einer 

allgemeinen Hinzuverdienstgrenze, einer stufenlosen Teilanrechnung und einer voll-



Seite 7 von 15 

ständigen Anrechnung oberhalb eines individuell zu berechnenden Hinzuverdienst-

deckels stellt eine nur schwer nachvollziehbare Regelung dar. Sie ist mit ihren zwei 

Anrechnungsstufen für Hinzuverdienste oberhalb der Geringfügigkeitsgrenze weitaus 

komplizierter, intransparenter und bürokratischer als die gegenwärtige Hinzuver-

dienstregelung, bei der für Hinzuverdienste oberhalb von 450 EUR lediglich eine in-

dividuell zu berechnende Hinzuverdienstgrenze zu beachten ist.  

Hinzu kommt, dass die prognosebasierte Berechnung des anzurechnenden Ein-

kommens verbunden mit einer Spitzabrechnung zum 1. Juli weitaus größere Rechts-

unsicherheiten mit sich bringen wird als die heutige Regelung. Im Gegensatz zu der 

heutigen Regelung, bei der die individuellen Hinzuverdienstgrenzen auf den Cent 

genau ausgerechnet werden können, wird bei der vorgeschlagenen Neuregelung 

erst die Spitzabrechnung zeigen, ob Rentnerinnen und Rentner Rückforderungen 

ausgesetzt sind. Jede Erwerbstätigkeit mit schwankenden Einkommen oberhalb der 

Minijobgrenze stellt sich damit für Rentnerinnen und Rentner als ein potentielles Re-

gressrisiko dar. Es ist kaum vorstellbar, dass sich mit dieser Regelung Anreize für 

eine Kombination von Teilzeitarbeit und Teilrentenbezug setzen lassen. Allenfalls 

werden Anreize für eine Beschäftigung im Minijobbereich geschaffen.  

Bedenken gegen die vorgeschlagene neue Teilrenten- und Hinzuverdienstrecht be-

stehen auch insoweit, als sie der Zwangsverrentung von älteren Langzeitlosen Vor-

schub leisten könnte. Mit der Möglichkeit einer stufenlosen Inanspruchnahme der 

Teilrente erhalten die Jobcenter künftig die Möglichkeit, ältere Arbeitnehmerinnen 

und Arbeitnehmer mit niedrigen Einkommen gezielter als heute in eine bedarfsde-

ckende vorgezogene Teilrente zu zwingen. Die AWO bekräftigt daher ihre Forderung, 

der praktizierten Zwangsverrentung von älteren Arbeitslosengeld II-Beziehenden ei-

nen Riegel vorzuschieben und die Regelungen des SGB II entsprechend zu ändern.  

2. Zur Rentenversicherungspflicht für Vollrentner und Aktivierung der 

Arbeitgeberbeiträge zur Rentenversicherung 

Geplante Neuregelung 

Nach aktueller Rechtslage ist ein Zusammentreffen von Versicherungspflicht und 

Altersrentenbezug ist nur bei einer Teilrente möglich. Beziehende einer Vollrente we-

gen Alters sind in der gesetzlichen Rentenversicherung versicherungsfrei. Gleichwohl 

sind die Arbeitgeber verpflichtet, auch für die versicherungsfreien Altersrentenbezie-

henden einen Beitrag an die gesetzliche Rentenversicherung zu entrichten. Dieser 

entspricht der Hälfte des regulären Rentenversicherungsbeitrags, löst allerdings kei-

ne zusätzlichen Leistungsansprüche aus der gesetzlichen Rentenversicherung aus.  

Durch eine Änderung des § 5 Abs. 4 Nr. 1 SGB VI-E soll erreicht werden, dass die 

Versicherungsfreiheit bei einem Bezug einer Altersvollrente künftig erst mit Erreichen 

der Regelaltersgrenze eintritt. Beschäftigte mit einer vorzeitigen Altersvollrente sollen 

dann wie alle anderen abhängig Beschäftigten in der gesetzlichen Rentenversiche-

rung versicherungspflichtig sein. Gleichzeitig soll Beschäftigten, die eine Altersrente 
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nach Erreichen der Regelaltersrente beziehen und deshalb versicherungsfrei sind, 

die Möglichkeit eingeräumt werden, für die Dauer der Beschäftigung auf die Versi-

cherungsfreiheit zu verzichten (§ 5 Abs. 4 S. 2 SGB VI-E). Sie sollen damit die Mög-

lichkeit erhalten, zu regulären Konditionen in der gesetzlichen Rentenversicherung 

abgesichert zu sein und zusätzliche Rentenanwartschaften zu erwerben, die dann 

jährlich zum 1. Juli berücksichtigt werden sollen (§ 76d SGB VI, § 66 Abs. 3a 

SGB VI-E). Verzichten die Betroffenen nicht auf die Versicherungsfreiheit, bleibt es 

bei der bisherigen Regelung, nach der die Arbeitgeber einen nicht rentenwirksamen 

Beitrag in Höhe des halben regulären Rentenbeitrags entrichten müssen (§ 172 

Abs. 1 S. 1 SGB VI-E).  

Bewertung 

Die AWO begrüßt, dass künftig auch Beziehende einer vorzeitigen Altersvollrente der 

Versicherungspflicht in der gesetzlichen Rentenversicherung unterworfen werden. 

Auf diese Weise werden Wettbewerbsverzerrungen vermieden, die durch die Be-

schäftigung von älteren versicherungsfreien Personen entstehen. Gleichzeitig erhal-

ten die betroffenen Rentnerinnen und Rentner, die in aller Regel für den vorzeitigen 

Altersrentenbezug Abschläge in Kauf nehmen müssen, die Möglichkeit, zusätzliche 

Rentenanwartschaften aus der gesetzlichen Rentenversicherung zu erwerben.  

Der Vorschlag, versicherungsfreien Beziehenden einer Altersrente nach Erreichen 

der Regelaltersrente auf eigenen Wunsch für die Dauer einer abhängigen Beschäfti-

gung die Rückkehr in die Versicherungspflicht der gesetzlichen Rentenversicherung 

zu eröffnen, ist aus Sicht der AWO sachgerecht. Durch diese „Opt-in“-Regelung er-

halten Beziehende einer Altersrente nach Erreichen der Regelaltersgrenze die Mög-

lichkeit, durch eine versicherungspflichtige Beschäftigung zusätzliche Rentenanwart-

schaften in der Rentenversicherung zu erwerben. Gleichzeitig wird durch die Freiwil-

ligkeit der Regelung zum Ausdruck gebracht, dass das Rentenrecht nicht das Leitbild 

eines versicherungspflichtig beschäftigten Regelaltersrentners verfolgt.  

3. Zahlung von Beiträgen zum Ausgleich von Rentenabschlägen 

Geplante Neuregelung 

Die vorzeitige Inanspruchnahme einer Altersrente hat zur Folge, dass bei der Rente 

lebenslange Abschläge in Höhe von 0,3 Prozent für jeden Monat vorgenommen wer-

den, um den die Rente vorzeitig vor Erreichen der Regelaltersgrenze in Anspruch 

genommen wird. Die Abschläge können durch Zahlung von zusätzlichen Beiträgen 

ausgeglichen werden. Diese Möglichkeit steht Versicherten derzeit allerdings grund-

sätzlich erst ab 55 Jahren offen. Künftig sollen Versicherte bereits ab 50 Jahren die 

Möglichkeit erhalten, zusätzliche Beiträge zum Ausgleich von Abschlägen für eine 

vorzeitige Inanspruchnahme der Rente zu entrichten (§ 187a Abs. 1a S. 2 

SGB VI-E).  
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Bewertung 

Die AWO begrüßt, dass die Möglichkeiten verbessert werden sollen, Abschläge für 

den vorzeitigen Altersrentenbezug durch zusätzliche Beiträge auszugleichen. Die 

Vorverlagerung des frühestmöglichen Beginns solcher zusätzlichen Beiträge um fünf 

Jahre stellt eine deutliche Verbesserung gegenüber dem geltenden Recht dar. Aus 

Sicht der AWO sollte eine weitere zeitliche Vorverlagerung in den Blick genommen 

werden. Denn der Ausgleich von Rentenabschlägen durch zusätzliche Beiträge ist 

mit erheblichen Kosten verbunden. Bei einer weiteren zeitlichen Streckung könnten 

diese Kosten auf einen längeren Zeitraum verteilt und die Kostenbelastung der Ver-

sicherten auf diese Weise reduziert werden.  

Darüber hinaus regt die AWO an, die vor einigen Jahren diskutierte generelle Mög-

lichkeit der Entrichtung freiwilliger Zusatzbeiträge zur gesetzlichen Rentenversiche-

rung wieder aufzugreifen. Auf diese Weise könnten Versicherte zusätzliche Ansprü-

che aus der gesetzlichen Rentenversicherung erwerben, ohne sich frühzeitig auf ei-

nen vorzeitigen Renteneintritt festlegen zu müssen. Gleichzeitig könnte der flexible 

Übergang vom Erwerbsleben in den Ruhestand weiter gestärkt werden.  

4. Zu den ergänzenden Inhalten der Rentenauskunft 

Geplante Neuregelung 

Bereits nach geltendem Recht erhalten Versicherte, die das 27. Lebensjahr vollendet 

und die allgemeine Wartezeit von fünf Jahren erfüllt haben, eine jährliche Rentenin-

formation. Die Renteninformation beinhaltet unter anderem Angaben zum aktuellen 

Stand des Versicherungskontos, zu den bereits erworbenen und den voraussichtli-

chen Rentenansprüchen sowie Informationen über die Auswirkungen künftiger Ren-

tenanpassungen. Ab Vollendung des 55. Lebensjahres wird die Renteninformation 

alle drei Jahre durch eine Rentenauskunft ersetzt. Die Rentenauskunft beinhaltet 

weiter gehende Informationen über den Stand des Versicherungskontos und die er-

worbenen Rentenansprüche. Auf Antrag kann die Rentenauskunft auch Angaben zur 

Höhe der Beitragszahlungen umfassen, die zum Ausgleich der Abschläge für eine 

vorzeitige Altersrente erforderlich sind.  

Mit dem vorliegenden Entwurf soll zunächst eine weiter gehende Informationspflicht 

für die letzte Renteninformation vor Vollendung des 50. Lebensjahres geregelt wer-

den. In dieser Renteninformation soll auch darüber aufgeklärt werden, dass die Ren-

tenauskunft auch vor Vollendung des 50. Lebensjahres erteilt werden kann und auf 

Antrag auch über die Möglichkeiten zum Ausgleich von Abschlägen bei vorzeitigem 

Altersrentenbezug informiert wird (§ 109 Abs. 2 SGB VI-E). Darüber hinaus sollen in 

§ 109 Abs. 4 SGB VI weitergehende Inhalte der Rentenauskunft geregelt werden. 

Neben einer Prognose über die Höhe der zu erwartenden Rente sollen dies auch 

Hinweise zu den versicherungsrechtlichen Voraussetzungen, den Abschlägen bei 

vorzeitigem Altersrentenbezug und zur Teilrente und Hinzuverdienst sein.  
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Bewertung 

Die vorgeschlagenen Neuregelungen im Rahmen der Renteninformation und Ren-

tenauskunft sind aus Sicht der AWO im Grundsatz zu begrüßen. Schon heute sind 

die Renteninformation und die Rentenauskunft für die Altersvorsorge und für eine 

frühzeitige Planung des Übergangs vom Erwerbsleben in den Ruhestand unverzicht-

bar. Hierfür kommt es allerdings nicht allein auf die Ansprüche aus der gesetzlichen 

Rentenversicherung an. Schon mit der bisher erfolgten Absenkung des Rentenni-

veaus kommt der betrieblichen und privaten Altersvorsorge eine wichtigere Bedeu-

tung zu. Aus Sicht der AWO muss daher perspektivisch eine einheitliche Rentenin-

formation und Rentenauskunft geschaffen werden. Einige Länder, wie z. B. Däne-

mark und Schweden, verfügen bereits über positive Erfahrungen mit säulenübergrei-

fenden Altersvorsorgeinformationen. Ungeachtet dessen bleibt die Rentenversiche-

rung in der Pflicht, auch im Hinblick auf den Übergang vom Erwerbsleben in den Ru-

hestand ihr dichtes Netz an Auskunfts- und Beratungsstellen aufrechtzuerhalten und 

zu bewerben. 

5. Zur Stärkung von Prävention und Rehabilitation 

Geplante Neuregelung 

Um ein krankheits- oder behinderungsbedingtes vorzeitiges Ausscheiden aus dem 

Erwerbsleben zu verhindern und eine möglichst dauerhafte Wiedereingliederung zu 

erreichen, sieht das Recht der gesetzlichen Rentenversicherung Leistungen zur Teil-

habe vor, die bestimmte persönliche und versicherungsrechtliche Voraussetzungen 

erfordern und Vorrang vor den Rentenleistungen haben. Die Teilhabeleistungen sind 

als Ermessensleistungen ausgestaltet. Allerdings bezieht sich das Ermessen nach 

ständiger Rechtsprechung des Bundessozialgerichts nicht auf das „Ob“, sondern le-

diglich das „Wie“ der Teilhabeleistung. Die Teilhabeleistungen umfassen Leistungen 

zu medizinischen Rehabilitation, Leistungen zur Teilhabe am Arbeitsleben sowie er-

gänzende Leistungen.  

Mit dem vorliegenden Entwurf ist zunächst vorgesehen, die Teilhabeleistungen als 

Pflichtleistungen auszugestalten (§ 9 Abs. 2 SGB VI-E) und neu zu strukturieren. So 

sollen die Leistungen zur Prävention, zur Kinderrehabilitation und zur Nachsorge aus 

den in § 31 SGB VI normierten sonstigen Leistungen herausgelöst und als eigene 

Vorschriften in den §§ 14, 15a und § 17 SGB VI-E verankert werden, wobei die Vo-

raussetzungen sowie Art und Umfang dieser Leistungen auch künftig in gemeinsa-

men Richtlinien der Rentenversicherungsträger bis zum 1. Juli 2017 näher festgelegt 

werden sollen.  

Inhaltliche Neuregelungen sind auch bei den Präventions- und Rehabilitationsleis-

tungen vorgesehen. So soll die für bestimmte sonstige Leistungen vorgesehene 

Ausgabenbegrenzung des § 31 Abs. 3 SGB VI aufgeben werden. Im Rahmen der 

Präventionsleistungen sollen die Rentenversicherungsträger verpflichtet werden, in-

dividuelle berufsbezogene Gesundheitsuntersuchungen für Versicherte ab 45 Jahren 
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in Modellprojekten zu erproben (§ 14 Abs. 3 S. 2 SGB VI-E). Als persönliche Voraus-

setzung für Leistungen der Kinderrehabilitation müssen die Leistungen künftig nicht 

nur die Gesundheit der Kinder verbessen, sondern damit auch einen potentiellen Ein-

fluss auf die spätere Erwerbsfähigkeit haben. Die Mitnahme einer Begleitperson, die 

bisher in den Kinderrehabilitationsrichtlinien geregelt war, soll in § 15a Abs. 2 

SGB VI-E gesetzlich verankert und näher geregelt werden.  

Weiterhin ist vorgesehen, die Leistungen zur Teilhabe am Arbeitsleben künftig auch 

an diejenigen teilweise erwerbsgeminderten Versicherten zu erbringen, die durch die 

Leistungen einen anderen Arbeitsplatz erhalten können (§ 10 Abs. 1 Nr. 2 Buchsta-

be c) bb) SGB VI-E). Auf diese Weise sollen volle Erwerbsminderungsrenten wegen 

Verschlossenheit des Teilzeitarbeitsmarktes (so genannte Arbeitsmarktrenten) ver-

hindert werden.  

Bewertung 

Aus Sicht der AWO ist zu begrüßen, Leistung zur Prävention und Rehabilitation mit 

dem vorliegenden Entwurf gestärkt werden sollen. Umfassende materielle Neurege-

lungen beinhaltet der Entwurf jedoch nicht. Vielmehr werden die Regelungen im We-

sentlichen umstrukturiert und an die Praxis der Rentenversicherungsträger ange-

passt. So ist zwar durchaus zu begrüßen, dass die Leistungen zur Prävention und 

Rehabilitation künftig als Pflichtleistungen ausgestaltet sind (§ 9 Abs. 2 SGB VI-E). 

Damit wird allerdings lediglich eine Klarstellung herbeigeführt. Denn es entspricht der 

höchstrichterlichen Rechtsprechung und der geübten Praxis der Rentenversiche-

rungsträger, dass sich das Ermessen bei den Rehabilitationsleistungen nicht auf das 

„Ob“, sondern lediglich das „Wie“ der Leistungen erstreckt. Eine weiter gehende Ein-

schränkung des Ermessensspielraums der Rentenversicherungsträger ist mit der im 

Entwurf vorgeschlagenen Neufassung des § 9 Abs. 2 SGB VI-E nicht gewollt. Unab-

hängig davon bleibt es Auftrag der gesetzlichen Rentenversicherung, bei der An-

tragsbearbeitung und -bescheidung größtmögliche Transparenz sicherzustellen und 

den Grundsatz der Rehabilitation vor Rente mit Leben zu füllen.  

Auch die Neuregelungen über die Leistungen zur Prävention, zur Kinderrehabilitation 

und zur Nachsorge übernehmen weitgehend das geltende Recht und die bisher ge-

übte Praxis der Rentenversicherungsträger. Neu ist unter anderem die Pflicht der 

Rentenversicherungsträger, im Rahmen der Präventionsleistungen auch Modellpro-

jekte für eine individuelle, berufsbezogene Gesundheitsvorsorge für Versicherte ab 

Vollendung des 45. Lebensjahres zu erproben. Dies ist durchaus sinnvoll, soweit 

durch derartige Gesundheitsuntersuchungen alters- und berufsbedingte Erwerbs-

minderungsrisiken früher erkannt werden können. Allerdings muss die Teilnahme der 

Versicherten an diesen Programmen freiwillig bleiben. Einen zwangsweisen Ge-

sundheitscheck für ältere Arbeitnehmerinnen und Arbeitnehmer durch die Renten-

versicherung lehnt die AWO ab.  

Auch bei den persönlichen Voraussetzungen für Leistungen zur Kinderrehabilitation 

findet sich eine Neuregelung, soweit neben der Verbesserung der Gesundheit durch 
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die Rehabilitationsleistung künftig auch ein positiver Einfluss auf die spätere Er-

werbsfähigkeit gefordert wird. Dies soll nach der Gesetzesbegründung insbesondere 

der Fall sein, wenn die Aussicht besteht, durch die Rehabilitationsleistungen ge-

sundheitliche Einschränkungen, die eine Teilhabe an Schule und Ausbildung er-

schweren, zu beseitigen oder weitgehend zu kompensieren. Damit wird eine in den 

Richtlinien der gesetzlichen Rentenversicherung bestimmte Anwendungspraxis ge-

setzlich legitimiert.  

Die Streichung der Deckelung der Ausgaben der gesetzlichen Rentenversicherung 

für bestimmte sonstige Leistungen der Rehabilitation nach § 31 Abs. 3 SGB VI ist 

zwar im Grundsatz zu begrüßen, wird aber keine grundlegende finanzielle Besser-

stellung der Prävention und Rehabilitation in der gesetzlichen Rentenversicherung 

bewirken. Denn die strenge Ausgabendeckelung der Ausgaben der gesetzlichen 

Rentenversicherung für die Rehabilitationsleistungen insgesamt bleibt von der vorge-

schlagenen Streichung des § 31 Abs. 3 SGB VI unberührt. Zum einen wird das 

Budget der gesetzlichen Rentenversicherung um die Höhe der Aufwendungen ge-

kürzt, um die das Budget im vorvergangenen Kalenderjahr überschritten wurde. Zum 

anderen ist das Reha-Budget der gesetzlichen Rentenversicherung – trotz einer Ver-

besserung mit dem Rentenpaket 2014 – immer noch nicht bedarfsgerecht ausgestal-

tet. So wurde ein möglicher finanzieller Mehrbedarf aufgrund des medizinischen 

Fortschritts sowie der sich wandelnden Arbeitsbedingungen und der damit verbun-

denen gestiegenen Anforderungen an die Arbeitnehmerinnen und Arbeitnehmer mit 

der Verbesserung durch das Rentenpaket 2014 nicht abgebildet. Die AWO bekräftigt 

daher ihre Forderung nach einem bedarfsgerechten Ausbau des Reha-Budgets. 

Hierzu muss der Reha-Deckel abgeschafft und die Festlegung des Reha-Budgets 

der Selbstverwaltung der gesetzlichen Rentenversicherung überantwortet werden.  

6. Zur Nahtlosigkeit von Leistungen aus der Sozialversicherung 

Geplante Neuregelung 

Befristete Erwerbsminderungsrenten werden nach bisheriger Rechtslage erst mit Be-

ginn des siebten Kalendermonats nach Eintritt der Erwerbsminderung geleistet 

(§ 101 Abs. 1 SGB VI). Um dauerhaft leistungsgeminderte Arbeitnehmer vor Nachtei-

len schützen, die infolge der unterschiedlichen Zuständigkeiten von Kranken-, Ren-

ten- und Arbeitslosenversicherung auftreten können, sieht § 145 SGB III die sog. 

Nahtlosigkeitsregelung vor. Diese fingiert einen Arbeitslosengeldanspruch bei Versi-

cherten, die mehr als sechs Monate leistungsgemindert sind, noch keine Erwerbs-

minderungsrente beziehen und deren Krankengeldanspruch ausgeschöpft ist. Die 

Schutzwirkung der Nahtlosigkeitsregelung endet, sobald der Rentenversicherungs-

träger das Vorliegen einer Erwerbsminderung festgestellt hat. Vor diesem Hinter-

grund können in der Praxis Sicherungslücken insbesondere dann entstehen, wenn 

der Rentenversicherungsträger das Vorliegen einer Erwerbsminderung bereits früh-

zeitig vor Rentenbeginn feststellt und die Betroffenen dann bis zum Rentenbeginn 

keinen Anspruch auf Krankengeld oder Arbeitslosengeld mehr haben.  
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Um diese Sicherungslücken zu schließen, sollen befristete volle Erwerbsminderungs-

rente nach § 101 Abs. 1a SGB VI-E ausnahmsweise vor Beginn des siebten Kalen-

dermonats nach Eintritt der Erwerbsminderung beginnen, wenn der Anspruch auf 

Arbeitslosengeld oder Krankengeld nach der Entscheidung des Rentenversiche-

rungsträgers endet. In diesen Fällen soll die befristete volle Erwerbsminderungsrente 

taggenau nach dem Ende des Arbeitslosengeldes bzw. Krankengeldes beginnen.  

Bewertung der AWO 

Die AWO begrüßt ausdrücklich, dass mit der anvisierten Neuregelung eine Siche-

rungslücke beim Übergang vom Arbeitslosengeld oder Krankengeld in die Erwerbs-

minderungsrente geschlossen werden soll. Hiervon werden viele Versicherte in der 

Praxis profitieren. 

7. Zur befristeten Abschaffung der Arbeitgeberbeiträge zur Arbeitslo-

senversicherung bei Beschäftigung nach der Regelaltersgrenze 

Geplante Neuregelung 

Nach geltendem Recht sind Beschäftigte nach Erreichen der Regelaltersgrenze in 

der Arbeitslosenversicherung versicherungsfrei (§ 28 Abs. 1 Nr. 1 SGB III). Arbeitge-

ber sind allerdings verpflichtet, für sie den halben regulären Beitragsanteil zur Ar-

beitslosenversicherung zu zahlen (§ 346 Abs. 3 S. 1 SGB III). Mit einer Änderung der 

zuletzt genannten Regelung soll diese halbe Beitragspflicht der Arbeitgeber für einen 

befristeten Zeitraum ausgesetzt werden (§ 346 Abs. 3 S. 3 SGB III-E).  

Bewertung 

Die AWO lehnt die geplante, befristete Abschaffung des Arbeitgeberbeitrags für ver-

sicherungsfreie Rentenbeziehende in der Arbeitslosenversicherung mit Entschieden-

heit ab. Das Argument, mit der befristeten Abschaffung des Arbeitgeberbeitrags wer-

de die Attraktivität der Beschäftigung älterer Arbeitnehmerinnen und Arbeitnehmer 

gesteigert, überzeugt nicht. Eines solchen Anreizes bedarf es nämlich nicht, wenn 

man davon ausgeht, dass die erwarteten demografischen Veränderungen am Ar-

beitsmarkt ohnehin einen grundlegenden Wandel der Arbeitgeber im Hinblick auf die 

Beschäftigung älterer Menschen erfordern. Die Beitragspflicht der Arbeitgeber für 

versicherungsfreie Rentenbeziehende verfolgt das Ziel, Wettbewerbsverzerrungen 

am Arbeitsmarkt zu verhindern. Diese wären die Folge, wenn versicherungsfreie 

Rentnerinnen und Rentner zu erheblich niedrigeren Arbeitskosten beschäftigt werden 

können als jüngere Arbeitnehmerinnen und Arbeitnehmer. Die gelegentlich vorgetra-

genen verfassungsrechtlichen Bedenken gegen den Arbeitgeberbeitrag für versiche-

rungsfreie Rentenbeziehende zur Arbeitslosenversicherung überzeugen nicht. Denn 

das Bundesverfassungsgericht hat verfassungsrechtliche Bedenken gegen die ren-

tenrechtliche Parallelvorschrift schon im Jahr 1962 zurückgewiesen (BVerfGE 14, 

S. 312 ff.). Vor diesem Hintergrund fordert die AWO die Bundesregierung auf, von 

der hier vorgeschlagenen Neuregelung Abstand zu nehmen.  
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8. Zur Problematik der Zwangsverrentung 

Geplante Neuregelung 

Nach geltender Rechtslage sind Menschen, die Arbeitslosengeld II (ALG II) beziehen 

und das 63. Lebensjahr erreicht haben, grundsätzlich dazu verpflichtet, Sozialleis-

tungen anderer Träger in Anspruch zu nehmen und die entsprechenden Anträge zu 

stellen (§ 12a S. 1 SGB II). Kommen die Betroffenen dieser Verpflichtung nicht nach, 

kann das Jobcenter die erforderlichen Anträge mit Wirkung für die Betroffenen stellen 

(§ 5 Abs. 3 S. 1 SGB II). Für Altersrenten der gesetzlichen Rentenversicherung be-

steht die Pflicht zur Inanspruchnahme vorrangiger Sozialleistungen selbst dann, 

wenn die Beantragung einer vorzeitigen Altersrente zu lebenslangen Abschlägen 

führt. Nur in Ausnahmefällen darf diese so genannte Zwangsverrentung nicht statt-

finden. Derartige Ausnahmefälle sind in der Unbilligkeitsverordnung geregelt.  

Der vorliegende Gesetzentwurf lässt diese Rechtslage unberührt. Allerdings hat die 

Bundesregierung angekündigt, zum 1. Januar 2017 die Unbilligkeitsverordnung um 

eine weitere Ausnahmeregelung zu ergänzen. Damit soll verhindern werden, dass 

die vorzeitige Inanspruchnahme einer Rente und die damit verbundenen Abschläge 

zur Hilfsbedürftigkeit bis zum Lebensende führt. Nach der geplanten Neuregelung 

soll eine vorzeitige Inanspruchnahme der Rente daher auch dann unbillig sein, wenn 

ein Betrag in Höhe von 70% der erwarteten Regelaltersrente geringer ist als der Be-

trag des aktuellen Bedarfs nach dem SGB II zum Zeitpunkt der Entscheidung.   

Bewertung der AWO 

Die AWO fordert seit vielen Jahren eine Abschaffung der Zwangsverrentung. Die 

vorzeitige Inanspruchnahme einer Altersrente ist eine freiwillige Option des Renten-

rechts, die Versicherten erst nach jahrzehntelangen Beitragszahlungen zusteht und 

durch lebenslange Rentenabschläge erkauft werden muss. Durch die im SGB II ver-

ankerte Pflicht zur Inanspruchnahme, die von den Jobcentern mit Hilfe einer beson-

deren Antragsbefugnis auch gegen den Willen der Betroffenen umgesetzt werden 

kann, werden die Betroffenen faktisch gezwungen, abschlagsbehaftete Altersrenten 

in Anspruch zu nehmen und gleichzeitig erhebliche Einschnitte bei ihrer Altersversor-

gung hinzunehmen. Die geplante Neuregelung in der Unbilligkeitsverordnung wird 

dazu führen, dass sich der Kreis der SGB II-Leistungsberechtigten vergrößert, der 

von der Zwangsverrentung ausnahmsweise ausgenommen ist. Insoweit ist die ge-

plante Neuregelung als ein Schritt in die richtige Richtung zu begrüßen. 

Die geplante Neuregelung in der Unbilligkeitsverordnung führt indes – entgegen 

manchen Verlautbarungen – nicht dazu, dass die Zwangsverrentung vollständig ab-

geschafft wird. Denn die Zwangsverrentungsregelungen des SGB II bleiben von der 

geplanten Änderung der Unbilligkeitsverordnung unberührt, so dass die Zwangsver-

rentung für die Jobcenter als Instrument dem Grunde nach erhalten bleibt. Zwangs-

verrentungen könnten künftig insbesondere dann noch stattfinden, wenn die erwarte-

te Regelaltersrente trotz der Abschläge bedarfsdeckend ist. Dies ist aus Sicht der 

AWO nicht sachgerecht, weil sich auch hier die Gefahr von Altersarmut durch die 
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Abschläge erhöht. Denn die Beziehenden einer geminderten, aber zu Rentenbeginn 

noch armutsfesten Rente können im Verlauf des Rentenbezugs schneller in die Hil-

febedürftigkeit hineinwachsen als bei einer ungeminderten Rente. Mit einem solchen 

Hineinwachsen in Altersarmut ist insbesondere dann zu rechnen, wenn die Renten-

entwicklung wegen der langfristigen Absenkung des Rentenniveaus hinter der Ent-

wicklung der Leistungen der Grundsicherung im Alter zurückbleibt.  

Vor diesem Hintergrund hält die AWO an ihrer Forderung nach einer vollständigen 

Abschaffung der Zwangsverrentung fest. Das Instrument der Zwangsverrentung steht 

in eklatantem Widerspruch zu dem Ziel des vorliegenden Gesetzentwurfs. Denn 

zentrales Ziel der Flexibilisierung des Überganges vom Erwerbsleben in den Ruhe-

stand ist es, älteren Menschen auch bei eventuellen alters- oder alternsbedingter 

Einschränkungen eine möglichst lange Teilhabe am Erwerbsleben zu sichern. Der 

Zwang, eine Altersrente vorzeitig in Anspruch zu nehmen, entspricht dem genauen 

Gegenteil. Die Zwangsverrentung verbaut den Zugang zum Erwerbsleben.  

III. Schlussbemerkungen 

Die AWO begrüßt das Ziel, die Übergänge vom Erwerbsleben in den Ruhestand zu 

flexibilisieren. Die Realisierung dieses Ziels muss allerdings alle Versicherten in den 

Blick nehmen und darf sich nicht auf einige wenige Versicherte beschränken. Inso-

weit sieht die AWO einen Handlungsbedarf, der weit über die hier im Gesetzentwurf 

getroffenen Regelungsbereiche hinausgeht. So gehört zu einem flexibleren Über-

gang vom Erwerbsleben in den Ruhestand auch eine ausreichende Absicherung der-

jenigen Versicherten, die ihre Arbeitskraft aufgrund einer Erwerbsminderung gar nicht 

mehr oder nur noch teilweise auf dem Arbeitsmarkt einsetzen können. Für sie hat 

das Rentenpaket 2014 zwar spürbare Verbesserungen mit sich gebracht. Nach Auf-

fassung der AWO reichen diese Verbesserungen jedoch bei weitem nicht aus. Viel-

mehr bleibt Erwerbsminderung ein zentrales Armutsrisiko. Deshalb fordert die AWO 

mit dem vorliegenden Gesetzentwurf weitere Verbesserungen für erwerbsgeminderte 

Versicherte auf den Weg zu bringen. Hierzu gehört insbesondere eine Abschaffung 

der systemwidrigen Abschläge bei Erwerbsminderungsrenten, zumindest aber eine 

weitere Verlängerung der so genannten Zurechnungszeiten. Auch die rentenrechtli-

che Stellung der älteren Arbeitslosengeld II-Beziehenden muss wieder gestärkt wer-

den. Hierzu zählt neben der Wiedereinführung der Rentenversicherungsbeiträge für 

Arbeitslosengeld II-Beziehende dringend auch, die zwangsweise Verpflichtung zur 

vorzeitigen Inanspruchnahme einer Altersrente ab dem 63. Lebensjahr in § 12a Satz 

2 Nr. 1 SGB II ersatzlos zu streichen. Vor diesem Hintergrund fordert die AWO, auch 

die rentenrechtliche Situation von erwerbsgeminderten Versicherten, Arbeitslosen-

geld II- und Niedriglohn-Beziehenden stärker als bisher in den Blick zu nehmen.  

AWO Bundesverband  

Berlin, im Oktober 2016  
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